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Drucksache 2404 


Der Bundesminister der Finanzen 
II D/1 - Bau - 0 6016 - 6 56 


Bonn, den 24. Mai 1956 


An den Herrn 

Präsidenreil des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vergabe öffentlicher Aufträge 

Bezug: Kleine Anfrage 244 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2315 - 


Die Vergabe von yXufträgen für die Einriclitung der vorläufigen 
Bundeshauptstadt Bonn erfolgt nach wie vor in enger Zusammen- 
arbeit mit den wirtschaftlichen Vertretungen der Länder. 

Nachdem auf Drängen verschiedener Kreise der Wirtschaft sowie 
entsprechend den Forderungen des Deutschen Bundestages die öffent- 
liche Ausschreibung bevorzugt angewendet wird, bietet sich heute 
v/eniger als früher die Möglichkeit zu einer unmittelbaren Ansprache 
der Iknv erber und der Wirtschafts Vertretungen der Länder. 

Zur Durchführung von beschränkten Ausschreibungen oder von 
freihändigen Vergaben werden jedoch nach wie vor die Wirtschafts- 
Vertretungen der Länder um Benennung geeigneter Bewerber gebe- 
ten. Früher stellten die Wirtschafts Vertretungen auf Anfrage für 
bevorstehende Ausschreibungen Vorschlagslisten über die einzelnen 
Gewerke zur Verfügung, anhand deren die Auswahl getroffen 
werden konnte. In letzter Zeit haben die Wirtschaftsvertretungen 
jedoch darauf ihn gewiesen, dal5 eine Bereitstellung derartiger Vor- 
scfilagslisten heute deshalb unzweckmäßig wäre, weil die Beschäfti- 
gungslage der einzelnen Bewerber starken Schwankungen unter- 
worfen sei. Die Anfragen müssen daher künftig im Einzelfall kurz- 
fristig an die Wirtschafts Vertretungen gestellt werden, die dann 
der vorliegenden Beschäftigungslage angepaßte Vorschläge machen 
können. Auch bei öffentlichen Ausschreibungen wird der bevor- 
zugten Berücksichtigung von Bewerbern aus Notstandsgebieten sowie 
der heimatvertriebenen Wirtschaft den zur Zeit geltenden Bestim- 
mungen entsprechend Beachtung geschenkt. 


Druck: Buchdrudkerel Peter MeJ er, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee SO 
Telefon SuSl 



Die Gesamtaufwendungen des Bundes zur Einrichtung der vorläufigen 
Bundeshauptstadt Bonn belaufen sich It. Haushaltsansätzen auf 

a) Dienstgebäude 1949 bis 1955 . . 94 Mio DM 

b) Wohnungsbauten 1949 bis 1955 . . 123 Mio DM 217 Mio DM, 

darin 

Grunderwerbskosten, Frei- 
machungskosten und Anlieger- 
beiträge rd. 36 Mio DM 

Darlehen an Stadtverwaltung rd. 7 Mio DM 

Baunebenkosten (Architekten- 
gebühren und dgl.) . . . . rd. 10 Mio DM 

Darlehen an Hausbesitzer . . rd. 5 Mio DM 

Aufträge unter 500 DM, sowie 
Auslösungen, Stundenlohnar- 
beiten, Lohnmehrkosten u. dgl. rd. 1 1 Mio DM 69 Mio DM 
bleiben an 'reinen Bauleistungen 148 Mio DM. 

Tatsächlich erteilt wurden bis 29. Februar 1956 Bauaufträge über 
147 048 287 DM (die Meldungen für März und April 1956 stehen 


noch aus); davon erhielten 

Baden-Württemberg 4,1 v. H. 

Bayern 9,1 v. H. 

Berlin 8,8 v. H. 

Bremen 0,2 v. H. 

Hamburg 1,1 v. H. 

Hessen 6,2 v. H. 

Niedersachsen 9,8 v. H. 

Nor drhein- Westfalen 53,5v.H. 

Rheinland-Pfalz 5,0 v. H. 

Schlcswdg-Holstein 2,2 v. H. 


Die hohe Beteiligung von Nordrhein-Westfalen mit 53,5 v. H. 
ergibt sich daraus, daß ein Teil der Aufträge infolge der überwiegend 
günstigeren Preisgestaltung nach diesem Land und besonders nach 
Bonn vergeben werden mußten. 


Schaffer 



